
 

Auszüge aus dem Entwurf des Durchführungsvertrags (Stand 21.11.2024) 
zwischen der Stadt Starnberg  

und der Vorhabenträgerin 
 
 
§ N.N Beschreibung des Vorhabens 
 
Auf den Vorhabengrundstücken (Grundstücke Fl.Nrn. 834, 834/2, 837, 837/1, 837/3, 840, 
840/1, 841 jeweils Gemarkung Starnberg) ist die Errichtung von zwölf Gebäuden mit zwei 
Tiefgaragen und einem oberirdischen Parkhaus (mobility-hub) geplant. 
 
Ziel ist es, ein nutzungsgemischtes Quartier der kurzen Wege mit einem lebendigen öffentli-
chen Raum zu schaffen. In dem Vorhaben sind Wohnnutzungen, eine Kindertagesstätte, kul-
turelle Nutzungen, gesundheitliche Nutzungen, Büronutzungen, ein Beherbergungsbetrieb, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie Einzelhandelsnutzungen in räumlicher Nähe zueinan-
der vorgesehen. Gleichzeitig wird mit dem Vorhaben, dem Leitsatz „Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“ folgend, eine erhöhte Bebauungsdichte verwirklicht. 
 
Zur weiteren Beschreibung wird auf die als Anlage N.N. beigefügte Vorhabenbeschreibung 
sowie auf den als Anlage N.N. beigefügten Vorhaben- und Erschließungsplan verwiesen. 
 
 
§ N.N. Durchführungsverpflichtung 
 
[…] 
 
3. Nutzungsaufnahme 
 
3.1 
Die Firma Härterei Weber und Wallner GmbH & Co. KG betreibt auf dem Grundstück Fl.Nr. 
833/9 mit dem Gebäude Petersbrunner Straße 9 aktuell eine Härterei. Der Grundstücksei-
gentümer des Grundstücks Fl.Nr. 833/9 hat den zwischen Grundstückseigentümer und Här-
terei Weber und Wallner GmbH & Co. KG bestehenden Pacht- und Gewerbemietvertrag vom 
12.12.2018 mit Wirkung zum 31.12.2028 gekündigt (Anlage N.N.). Auf die bestehende öf-
fentlich-rechtliche Gestattung vom 02.09.2019 wurde durch den Grundstückseigentümer als 
Inhaber der Genehmigung gegenüber der Stadt und der Bauaufsichtsbehörde mit Wirkung 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Pacht- und Gewerbemietvertrages vom 12.12.2018 mit 
der Firma Härterei Weber und Wallner GmbH & Co. KG, spätestens mit Wirkung zum 
01.01.2029 verzichtet (Anlage N.N.).  
 
Aufgrund des laufenden Härtereibetriebs kann nicht ausgeschlossen werden, dass an dem 
im Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 5) auf der Teilfläche MU Tfl. 0 dargestellten 
und geplanten Gebäude schädliche Umwelteinwirkungen in Form von Gewerbelärmimmissi-
onen entstehen.  
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich daher, die im Vorhaben- und Erschließungsplan (An-
lage N.N.) dargestellten und geplanten Nutzungen in dem Gebäude auf der Teilfläche MU 
Tfl. 0 mit Immissionsorten im Sinne der TA-Lärm an den in Anlage N.N. in Abbildung Anhang 
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C, S. 14 gekennzeichneten Bereichen der Ostfassade des westlichen Gebäudeteils und der 
Westfassade des östlichen Gebäudeteils erst aufzunehmen, wenn  
 

a) das Mietverhältnis mit dem bestehenden Härtereibetrieb beendet ist, 
  

b) die bestehende öffentlich-rechtliche Gestattung für den Härtereibetrieb erloschen ist 
und  

 
c) der Härtereibetrieb tatsächlich eingestellt wurde.  

 
 
§ N.N. Weitere Anforderungen an das Vorhaben 
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich im Rahmen ihrer Durchführungsverpflichtung ferner zu 
folgendem: 
 
1.  Freiflächen- und Fassadengestaltung 
 
1.1 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Gebäude des Vorhabens und die jeweiligen Frei-
flächen nach dem Leitbild der – mit der Stadt abgestimmten – Vorplanungen, die dem Ge-
staltungsleitfaden als dessen Anlage beigefügt sind (Anlage N.N.), zu gestalten. Zur Konkre-
tisierung der in den Vorplanungen dargestellten Gestaltung der Gebäude im Hinblick auf 
Baukörper, Materialität und Farbe, Sockel und Eingänge, Fassadenelemente, Fenster, Ver-
kleidungen und Balkone, Dachflächengestaltung, Dachaufbauten, Tiefgaragen und Zufahrten 
sowie zur Konkretisierung der Gestaltung des Freiraumes hinsichtlich Wegen und Grünflä-
chen wird auf den – ebenfalls mit der Stadt abgestimmten – als Anlage N.N. beigefügten Ge-
staltungsleitfaden verwiesen.  
 
1.2 
Die Stadt erhält die entsprechenden Planungen im Zuge der Einreichung der jeweiligen Bau-
anträge. Den Bauanträgen ist zur Überprüfung der Einhaltung obiger Gestaltungsanforde-
rung eine konkrete Gestaltungsbeschreibung hinsichtlich Baukörper, Materialität und Farbe, 
Sockel und Eingänge, Fassadenelemente, Fenster, Verkleidungen und Balkone, Dachflä-
chengestaltung, Dachaufbauten, Tiefgaragen und Zufahrten sowie zur Gestaltung des Frei-
raumes hinsichtlich Wegen und Grünflächen beizufügen.  
 
Das Vertragsgebiet befindet sich in Hauptzugrichtung der Wandervogelarten und in unmittel-
barer Nähe zum östlich gelegenen FFH-Gebiet sowie zum südlich gelegenen SPA-
Vogelschutzgebiet „Starnberger See“. Aufgrund der naturräumlichen Umgebung und beste-
hender Wanderrouten von Zugvögeln kann es zu erhöhten Flugbewegungen kommen. Die 
Vorhabenträgerin verpflichtet sich daher zur Minimierung des Risikos für Vogelschlag (Vogel-
schutz) prüffähige Fassadenbewertungen gemäß Anlagen 3 und 4 zur Begründung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans (Anlage N.N.) mit den jeweiligen Bauanträgen einzu-
reichen. Die Vorgaben der Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, insbe-
sondere bezüglich eines Monitorings (dort S. 176) (Anlage N.N.), sind zu beachten.  
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[…] 
 
6. Maßnahmen zum Immissionsschutz 
 
Entsprechend der zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan erstellten schalltechnischen 
Verträglichkeitsuntersuchung (Ingenieurbüro Greiner vom 05.11.2024, Anlage N.N.) sind 
Maßnahmen zum Schutz vor Schallimmissionen zu ergreifen. Die Vorhabenträgerin ver-
pflichtet sich daher zu den nachfolgend beschriebenen Maßnahmen. 
 
6.1 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die in Ziffer 10 der textlichen Festsetzungen des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans (Anlage N.N.) geregelten schallschutzbezogenen Fest-
setzungen im Rahmen der Durchführungsverpflichtung umzusetzen. 
 
 
6.2  
Zum Schutz der Benutzer des Vorhabens vor Schallimmissionen, die durch die Nutzung von 
Stellplätzen in der Tiefgarage verursacht werden, hat die Vorhabenträgerin ein Tiefgaragen-
nutzungskonzept erarbeitet, welches als Anlage N.N. diesem Vertrag beigefügt ist. Gewerbli-
che Ein- und Ausfahrten über die Tiefgaragenrampe zur Petersbrunner Straße dürfen zehn 
Fahrten je Stunde zur Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) nicht überschreiten. Über den vorgesehenen 
Autoaufzug in der Petersbrunner Straße dürfen darüber hinaus sechs gewerbliche Fahrten je 
Stunde zur Nachtzeit nicht überschritten werden. Die Nutzung der Tiefgaragenrampen bzw. 
die Nutzung des Autoaufzugs für gewerbliche Nutzungen zur Nachtzeit werden dementspre-
chend im Tiefgaragennutzungskonzept eingeschränkt. 
 
Die Steuerung der Ausfahrten im Rahmen des Tiefgaragennutzungskonzepts wird durch ein 
Leitsystem im Rahmen des Parkraummanagements in Verbindung mit einer Steuerung 
durch Lichtsignale der Rampen und des Aufzugs erfolgen. 
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Benutzer des Vorhabens in geeigneter Form an-
zuweisen, das Tiefgaragennutzungskonzept (Anlage N.N.) zu beachten und ihren Mitarbei-
tern, Besuchern, Lieferanten oder anderen Personen, die gewerblich in das oder aus dem 
Vorhaben fahren, ihrerseits die gleiche Verpflichtung aufzuerlegen. 
 
6.3 
Zum Schutz der Benutzer des Vorhabens haben sich die Eigentümer der Grundstücke 
Fl.Nrn. 833/2, 833/9 und 837/5, jeweils Gemarkung Starnberg, verpflichtet, die von der 
schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung (Anlage N.N.) in Ansatz gebrachten redu-
zierten Emissionsansätze nicht zu überschreiten. Zur Absicherung dieser Verpflichtungen 
haben die Eigentümer jeweils eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit (Anlagen N.N.) be-
stellt. 
 
6.4 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, gegen Auflagen in den Baugenehmigungen, die den 
in diesem Durchführungsvertrag vereinbarten Regelungen zum Immissionsschutz entspre-
chen, keine Rechtsmittel einzulegen. 
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[…] 
 
8. Tastpläne und Bodenindikatoren 
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, entsprechend dem als Anlage N.N. beigefügten Lage-
plan Inklusion im Vertragsgebiet Tastpläne und Bodenindikatoren gemäß dem „Starnberger 
Standard zur barrierefreien Gestaltung von Frei- und Verkehrsanlagen“ in der Fassung vom 
November 2016 (Anlage N.N.) sowie in dem Bereich MU4 eine „Toilette für alle“ entspre-
chend dem diesem Vertrag als Anlage N.N. beigefügten Flyer herzustellen.  
 
Um einen fließenden Übergang zwischen den Bodenindikatoren im Vertragsgebiet und be-
reits vorhandenen Bodenindikatoren außerhalb des Vertragsgebietes zu gewährleisten, 
stimmt sich die Vorhabenträgerin eng mit der Stadt ab. 
 
 
9. Konkretisierung der wasserregulierenden Maßnahmen / Monitoring 
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die in Ziffer 11.5 und 11.6 der textlichen Festsetzun-
gen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Anlage N.N.) geregelten und im Endbericht 
für die Wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (BGD ECOSAX GmbH, 
Teil 3: Grundwassermodellierung zur Bewertung der Auswirkungen der geplanten Unter-
grundverbauungen, Fortschreibung 6, Stand 08.08.2024, (Anlage N.N.) beschriebenen 
grundwasserleitenden Maßnahmen durchzuführen.  
 
Weiterhin verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, bis zur vollständigen Fertigstellung des Vor-
habens (Teil II § 7) ein Grundwasser-Monitoring durchzuführen, durch welches sowohl ökolo-
gische wichtige Parameter, Temperatur, mobilisierte Altlasten, als auch Auswirkungen des 
Betons auf das Grundwasser und die Betonaggressivität des Grundwassers erfasst werden. 
Der Endbericht zum Monitoring ist der Stadt unaufgefordert innerhalb von zwei Monaten 
nach Fertigstellung des Gesamtvorhabens vorzulegen. 
 
Die Stadt gestattet der Vorhabenträgerin die Einrichtung von Grundwassermessstellen in 
dem diesem Vertrag als Anlage N.N. beigefügten Plan gekennzeichneten Bereichen. 
 
 
10. Baustellenabwicklung 
 
10.1  
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Baumaßnahmen auch zur Abwicklung des öffentli-
chen Verkehrs eng mit der Stadt abzustimmen. Dazu hat sie der Stadt rechtzeitig vor Baube-
ginn in den jeweiligen Bauabschnitten einen Rahmenterminplan und ein Baustellenmanage-
mentkonzept unter Berücksichtigung der Belange der öffentlichen Verkehrssicherheit vorzu-
legen. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Baumaßnahmen im weiteren mit der Stadt 
abzustimmen, erforderliche straßenrechtliche Gestattungen rechtzeitig zu beantragen und 
auch die betroffene Nachbarschaft zu informieren. Die Vorhabenträgerin wird auch rechtzei-
tig gegebenenfalls erforderliche straßenrechtliche Sondernutzungsgestattungen bei der Stadt 
beantragen.   
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10.2 
Im Zuge der Realisierung des Vorhabens sind Baugruben zu erstellen, deren Baugrubenent-
wässerung und Bauwasserhaltung zu planen und wasserrechtlich zu genehmigen sind. Um 
die Baugrubenentwässerung und Bauwasserhaltung sicherzustellen, hat die Vorhabenträge-
rin ein entsprechendes Grobkonzept erarbeitet, welches diesem Vertrag als Anlage 29 bei-
gefügt ist.  
 
10.3 
Während der Bauphase ist entsprechend S. 42 f. des Umweltberichts (Anlage N.N.) eine 
ökologische Umweltbaubegleitung durchzuführen, um eine natur- und artenschutzgerechte 
Durchführung zu gewährleisten. Des Weiteren ist ein Bauzaun mit 3 m Höhe am östlichen 
Rand von MU 0 zu errichten.  
 
10.4 
Um mögliche Auswirkungen der Bauarbeiten auf den Zustand der Gebäude auf Grundstü-
cken im unmittelbaren Nahbereich des Bebauungsplangebietes zu dokumentieren, sollen vor 
Beginn der Bauausführung entsprechende Beweissicherungen durch die Vorhabenträgerin 
durchgeführt werden.  
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, den Eigentümern der in Anlage N.N. farbig schraffier-
ten Grundstücke anzubieten, dass der Zustand der auf den jeweiligen Grundstücken vorhan-
denen Gebäude vor Beginn der Aushubarbeiten im Vertragsgebiet durch ein qualifiziertes 
Sachverständigenbüro auf Kosten der Vorhabeträgerin festgestellt wird (Angebot der Be-
weissicherung). Die Vorhabenträgerin wird die jeweiligen Anlieger mindestens drei Wochen 
vor der geplanten Durchführung der Beweissicherung in Text- oder Schriftform über das Be-
weissicherungsangebot informieren. Im Rahmen der Beweissicherung sollen insbesondere 
die Vorschäden an den Gebäuden so dokumentiert werden, dass neue Schäden von Vor-
schäden abgegrenzt werden können. Die fachliche Vorgehensweise und der Umfang der Be-
weissicherung werden durch den qualifizierten Sachverständigen im Einzelfall festgelegt.  
 
10.5 
Für den Fall, dass durch die Baumaßnahmen, insb. durch Baustelleneinrichtungen und Bau-
stellenverkehr, Einschränkungen der freien Nutzung der öffentlichen Verkehrsflächen Moos-
straße und/oder der Petersbrunnerstraße zu erwarten sind, ist die Vorhabenträgerin ver-
pflichtet, die Anlieger der jeweiligen Straße (Moosstraße bzw. Petersbrunnerstraße) jeweils 
14 Tage vor den erwarteten Einschränkungen zu informieren. Zudem ist die Vorhabenträge-
rin verpflichtet, diese Anlieger über den Beginn der Abbrucharbeiten 14 Tage im Voraus zu 
informieren. 
 
 
Erschließungsmaßnahmen  
 
§ N.N. Vorbemerkung 
 
Die Erschließungsmaßnahmen im Vertragsgebiet werden innerhalb des Bereichs des Vorha-
ben- und Erschließungsplans, im Bereich der Petersbrunner Straße inklusive Linksabbieger-
spur und im Bereich der Moosstraße (Anlage N.N.) durch die Vorhabenträgerin nach 
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Maßgabe der nachfolgenden Regelungen in eigenem Namen und auf eigene Rechnung aus-
geführt. Dabei erstattet die Stadt der Vorhabenträgerin anteilmäßig die Kosten für die Her-
stellung der Erschließungsmaßnahmen im Bereich der Petersbrunner Straße für die Linksab-
biegerspur. Im Bereich der Münchner Straße (Anlage N.N.) stellt die Stadt die Erschlie-
ßungsmaßnahmen in Eigenregie her. Dabei erstattet die Vorhabenträgerin der Stadt anteil-
mäßig die Kosten.  
 
Die Stadt stimmt den Erschließungsmaßnahmen auf den in ihrem Eigentum stehenden 
Grundstücken im Vertragsgebiet ausdrücklich zu.  
 
Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Staatliche Bauamt Weilheim, hat als 
Straßenbaulastträger für die Bundesstraße B 952 den Erschließungsmaßnahmen im Ver-
tragsgebiet im Rahmen einer Zustimmungserklärung vom __.__.____ zugestimmt (Anlage 
N.N.).  
 


